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Gegenstand & Ziel des Verfahrens

Ziel der Beauft ragung eines Verkehrsplanungsbüros 
ist die Planung und Herstellung der Verkehrs- und 
Außenanlagen rund um das AWS-Betriebsgebäude im 
Bruno-Jacoby-Weg in Stuttgart. Die Planungsleistungen 
umfassen sämtliche Verkehrsfl ächen und Außenanla-
gen, einschließlich der Entwässerung der versiegelten 
Flächen und die Restfl ächen mit Begleitgrün. Erforder-
lich sind auch Regenwasser-Retentionsfl ächen sowie im 
Bereich für Schwerlastverkehr taugliche Oberfl ächen. 
Dazu gehört auch die Parkgarage im Erdgeschoss mit 
ca. 36 Stellplätzen für AWS-LKW.

Derzeit befi nden sich auf dem Flurstück die Gebäude 
der Feuer- und Rettungswache 5. Diese sind für die 
Nutzung der AWS unbrauchbar und sollen rückgebaut 
werden. Zudem befi ndet sich ein neuer Bebauungsplan 
in Aufstellung.

Beim neuen Standort im Bruno-Jacoby-Weg werden 
folgende Betriebseinrichtungen der AWS berücksichtigt: 
Ein Verwaltungs-Neubau für ca. 214 Mitarbeiter mit 
Bürofl ächen, Lager, und Technik sowie einer Kantine 
mit Aufwärmküche. Die DRK-Bereitschaft  mit zusätzli-
chen 60 Mitarbeitern und 6 Fahrzeugen. Der Neubau 
einer voll umhausten Fahrzeughalle für LKW-Stellplätze 
(Betriebsfahrzeuge), Transporter-Stellplätze, PKW 
Stellplätze und Lagerfl ächen. Im Erdgeschoss sollen alle 
Betriebsfahrzeuge (Abfallsammelfahrzeuge, Schnee-
räumfahrzeuge) nach dem Münchner Modell abgestellt 
werden.

In der Umgebung des Grundstücks befi ndet sich 
Gewerbe-, aber auch Wohnnutzung. Daher sind beson-
dere Vorkehrungen zum Immissionsschutz erforderlich. 
Auf Basis einer vorhergehenden Machbarkeitsstudie 
wurden bereits eine schalltechnische Untersuchung 
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durch das Ingenieurbüro SoundPLAN GmbH und eine 
Geruchsimmissionsprognose durch das Ingenieurbüro 
Müller-BBM GmbH erstellt. 

Die Baumaßnahmen des zu vergebenen Auftrags für die 
Verkehrsplanung betreffen folgende Flächen: 

•	 Hoffläche (Abrollcontainer/Muldencontainer,  
Salzsilo, …) 

•	 Überdachte Fläche (Waschplatz, Abrollcontainer/
Muldencontainer, Lager, LKW-Stellplätze, …) 

•	 Grünfläche (Randstreifen, nicht überbaute Pufferzo-
ne zu Wohnungsbau) 

Die anrechenbaren Kosten werden mit ca. 1,8 Mio. Euro 
netto veranschlagt. Diese setzen sich wie folgt zusam-
men:

Verkehrsanlagen: KG 200 ca. 130.000 €

KG 300 ca. 970.000 €

KG 400 ca. 190.000 €

Ingenieurbau: KG 300 ca. 270.000 €

KG 400 ca. 70.000 €

Freianlagen: KG 500 ca. 160.000 €

Für das Leistungsbild Verkehrsanlagen, Ingenieurbau-
werke und Freianlagen sucht die Landeshauptstadt 
Stuttgart nun im Rahmen eines VgV-Verfahrens ein 
geeignetes Büro.

Auftragsgegenstand

Der Bietende, welcher nach Wertung der Zuschlags-
kriterien die höchste Punktzahl erreicht, soll mit der 
Weiterplanung und Ausführung nach HOAI 2021 Teil 3 
Abschnitt 4 (§47 Leistungsbild Verkehrsanlagen), 
Abschnitt 3 (§43 Leistungsbild Ingenieurbauwerke) und 
Abschnitt 2 (§39 Leistungsbild Freianlagen), jeweils für 
die Leistungsphasen 1 bis 9 beauftragt werden.

Das detaillierte Leistungsbild ist dem beigefügtem Mus-
tervertrag zu entnehmen.

Die Beauftragung erfolgt in Abhängigkeit von der Pro-
jektgenehmigung durch den Gemeinderat der Landes-
hauptstadt Stuttgart im Rahmen von Abrufverträgen. 

Der Auftragnehmende ist verpflichtet alle Leistungen 
vollumfänglich zu übernehmen, wenn das Vorhaben zur 
Realisierung kommt. Die Auftraggeberin beabsichtigt, 
die Leistungen stufenweise zu beauftragen. Ein Rechts-
anspruch auf die Beauftragung aller Leistungen besteht 
nicht. 


